
 

 
 
 

Der Architekt schuldet viel, auch eine Dokumentation des Bauablaufs 

(Bautagebuch) 

 

 

Der Umfang der Leistungspflicht des Architekten ergibt sich direkt aus dem 

Architektenvertrag. Die HOAI ist eine reine Honorarordnung. Sie schreibt von sich 

aus keine Leistungsverpflichtungen vor und regelt von alleine nicht den 

Leistungsumfang des Architekten. In der Regel wird in Architektenverträgen zur 

Bestimmung des Leistungsumfangs allerdings zulässigerweise auf die in der 

HOAI formulierten Leistungen der Leistungsphasen 1 bis 9 Bezug genommen.  

Soweit ein Interesse des Auftraggebers an einzelnen Arbeitsschritten wie bspw. 

der Dokumentation des Bauablaufs bzw. dem Bautagebuch, der 

fortzuschreibenden Kostenermittlung, den für die Leistungskontrolle 

erforderlichen Plänen, der Teilnahme des Architekten am gemeinsamen Aufmaß 

mit den Firmen oder der Auflistung der Gewährleistungsfristen besteht, wird man 

einen an den Leistungsphasen der HOAI orientierten Architektenvertrag 

regelmäßig so auslegen müssen, dass ein Anspruch auf die ordnungsgemäße 

Erbringung der entsprechenden Grundleistungen besteht.  

Wird ein nach Auslegung geschuldeter Leistungserfolg nicht erreicht, hat der 

Bauherr regelmäßig das Recht, das Architektenhonorar zu mindern. In diesem 

Fall entspricht die geschuldete Leistung nicht den vertraglichen Vereinbarungen 

und ist mangelhaft. 

Laut Anlage 11 zur HOAI 2009 bzw. nach § 15 HOAI frühere Fassung stellt unter 

anderem auch das Führen des Bautagbuchs eine eigenständige Leistung/Grund-

leistung dar. 

In seinem Urteil vom 28.07.2011 (Az.: VII ZR 65/10) hat der BGH hierzu folgende 

Leitsätze aufgestellt: 

1. Vereinbaren die Parteien, dass für Inhalt und Umfang der 

werkvertraglichen Leistungspflichten des Architekten das Leistungsbild des 

§ 15 Abs. 2 HOAI entsprechend gilt, hat der Architekt ein Bautagbuch zu 

führen. 

 

 

 

 

A
R

C
H

IT
E

K
T

E
N

R
E

C
H

T
 

B
A

U
R

E
C

H
T

 

 

01/ 14 

 



 

 

 

 

 

-2- 

 

 

 

 

2. Kommt der Architekt dieser Verpflichtung nicht nach, ist der Besteller 

grundsätzlich gemäß § 634 BGB zur Minderung des Architektenhonorars 

berechtigt. 

 

Die Erforderlichkeit des Bautagebuchs ergibt sich laut BGH ohne weiteres aus 

dessen Sinn und Zweck. Dieser Zweck besteht darin, das Baugeschehen mit 

allen wesentlichen Einzelheiten zuverlässig und beweiskräftig festzuhalten. Es 

kann insbesondere bei Störungen des Bauablaufs oder Auseinandersetzungen 

mit anderen Baubeteiligten von großer Bedeutung sein. 

Der Minderungsanspruch setzt keinen Fehler im Bautagebuch voraus. Alleine das 

Fehlen eines Bautagebuches führt nach Ansicht des BGH zu einem Minderungs-

anspruch des Bauherren.  

Die Minderung kann vom Bauherren direkt erklärt werden. Eine Fristsetzung für 

die Minderung nach § 634 BGB ist laut BGH entbehrlich, da das Bautagebuch 

nachträglich nicht mehr zuverlässig erstellt werden kann.  

In der neuen Fassung der HOAI 2013, dort Anlage 10, wird nunmehr die 

„Dokumentation des Bauablaufs (zum Beispiel Bautagebuch)“ als Grundleistung 

aufgeführt. Die HOAI 2013 stellt damit klar, dass ein Bautagebuch nur eine 

mögliche Form der Dokumentation ist. Ausreichen wird nach der aktuellen HOAI 

wohl jede Dokumentation, die (entsprechend den bisherigen Grundsätzen) 

geeignet ist, die wesentlichen Schritte des Bauablaufes in einer für den 

Bauherren nachvollziehbaren und verwertbaren Form wiederzugeben. 

Der BGH knüpft mit der oben zitierten Entscheidung an die grundsätzliche 

Entscheidung vom 24.06.2004 (VII ZR 259/02) an. Bereits damals hatte der BGH 

zu den Leistungspflichten des Architekten folgende Leitsätze formuliert: 

1. Der vom Architekten geschuldete Gesamterfolg ist im Regelfall nicht 

darauf beschränkt, dass er die Aufgaben wahrnimmt, die für eine 

mangelfreie Errichtung des Bauwerkes erforderlich sind. 

 

2. Umfang und Inhalt der geschuldeten Leistung des Architekten sind soweit 

einzelne Leistungen des Architekten, die für den geschuldeten Erfolg 

erforderlich sind, nicht als einzelne Teilerfolge vereinbart worden sind, 

durch Auslegung zu ermitteln. 
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3. Eine an den Leistungsphasen des § 15 HOAI orientierte vertragliche 

Vereinbarung begründet im Regelfall, dass der Architekt die vereinbarten 

Arbeitsschritte als Teilerfolg des geschuldeten Gesamterfolges schuldet. 

 

Die neuere Entscheidung des BGH zeigt einmal mehr, dass der Architekt nicht 

nur die für den Enderfolg, d.h. das mangelfreie Bauwerk, zwingend erforderlichen 

Leistungen schuldet, sondern bei einer Bezugnahme auf die HOAI regelmäßig 

auch (Zwischen-) Erfolge einzelner Grundleistungen, welche im Einzelfall durch 

Auslegung zu ermitteln sind.  

 

Zur Vermeidung von Missverständnissen und Auseinandersetzungen über die 

Auslegung der Vertragspflichten ist dem Architekten daher zu raten, für eine 

eindeutige Formulierung im Architektenvertrag zu sorgen. Der Vertrag sollte nicht 

nur allgemein auf die Leistungsphasen der HOAI verweisen, sondern vielmehr 

unmissverständlich zum Ausdruck bringen, welche Leistungen nach HOAI 

konkret zu erbringen sind, sämtliche Grundleistungen der vereinbarten 

Leistungsphasen oder näher bezeichnete einzelne Grundleistungen. Alternativ 

kann man eine Formulierung wählen, wonach (nur) diejenigen Grundleistungen 

geschuldet sind, „die für die Umsetzung des Bauvorhabens erforderlich sind“, 

wobei allerdings auch eine solche Vereinbarung auslegungsbedürftig wäre. 

 

Dr. Phillipp Schlüter 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau- u. Architektenrecht, Stuttgart 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten. 


